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1. PROBLEMSTELLUNG

Die Revision des Bundesgesetzes über den Schutz der Gewässer 
(GSchG) und die Gewässerschutzverordnung (GSchV) sehen 
neue Gebietsausscheidungen vor, die einen besseren Schutz 
der ober- und unterirdischen Gewässer sichern sollen. Die 
Ausscheidungskriterien für die Gebiete werden erstmals auf 
Bundesebene geregelt und sind direkt anwendbar. Die vor-
gesehenen Ausscheidungen (siehe Abbildung) betreffen die 
Gewässerschutzbereiche, zu denen die besonders gefährdeten 
Bereiche (Art. 19 GSchG), die Grundwasserschutzzonen S (Art. 
20 GSchG) und die Grundwasserschutzareale (Art. 21 GSchG) 
gehören.

Für die besonders gefährdeten Gewässerschutzbereiche sieht 
die GSchV zwingend 4 verschiedene Ausscheidungen vor. Die 
Bereiche AU, welche die nutzbaren unterirdischen Gewässer 
umfassen, und AO, deren Zweck der Schutz des oberirdischen 
Gewässers und, soweit dies zur Gewährleistung einer besonde-
ren Nutzung erforderlich ist, dessen Uferbereiche ist, werden 
durch zwei neue Bereichstypen ergänzt: die Zuströmbereiche ZU 
(Gebiet, aus dem bei niedrigem Wasserstand etwa 90 Prozent 
des Grundwassers stammt, das bei einer Grundwasserfassung 
höchstens entnommen werden darf) und ZO (Einzugsgebiet, 
aus dem der grösste Teil der Verunreinigung des oberirdischen 
Gewässers stammt). Die Einführung dieser neuen Bereiche bezweckt 
einen konsequenteren Schutz der Gewässer, insbesondere gegen 
schwer abbaubare und mobile chemische Stoffe, wie z.B. Nitrate 
oder Pflanzenbehandlungsmittel. 

Der Kanton verfügt über ein Inventar der Grundwasservorkommen 
und -anreicherungsanlagen für das gesamte Kantonsgebiet. 
Besondere Aufmerksamkeit ist der Genehmigung der noch nicht 
legalisierten Grundwasserschutzzonen S (Zonen S1 bis S3) 
beizumessen, die rund 30% der wichtigen öffentlichen Fassungen 
ausmachen.
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Nomenklatur im Bereich des Grundwasserschutzes

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Die Anstrengungen des Kantons zielen in erster Linie darauf ab, die 
aus dem Grundwasser stammenden Trinkwasserressourcen sowohl 
in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht zu erhalten. Somit 
geht es in erster Linie darum, der Gefahr einer Verunreinigung des 
Grundwassers durch geeignete Schutzmassnahmen vorzubeugen 
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und in der Landwirtschaft umweltgerechte Bewirtschaftungsmethoden 
zu fördern.

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Die angeführten Grundsätze rufen die Verpflichtungen des Kantons 
und der Gemeinden bezüglich der Festlegung der Gewässer-
schutzbereiche und der Ausscheidung der Grundwasserschutzzonen 
S rund um die Trinkwasserfassungen in Erinnerung.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Es soll vermieden werden, dass die Grundwasserqualität durch die 
Ausübung bestimmter menschlicher Tätigkeiten, insbesondere durch 
die Landwirtschaft, den Materialabbau, das Lagern von Abfällen 
oder durch industrielle Tätigkeiten, beeinträchtigt wird.

Das Bundesrecht macht klare Angaben betreffend die Boden-
nutzung, die Zonennutzung und die Bauten und Anlagen in den 
Grundwasserschutzzonen S. Diese können folgendermassen 
zusammengefasst werden:

Grundwasserschutzzonen S1:

· Absolutes Bauverbot. Nur Gras und Gründüngung sind 
erlaubt.

Grundwasserschutzzonen S2:

· Verbot für jegliches Erstellen von Bauten und Anlagen, ohne 
spezielle Bewilligung.

· Verbot von Aushubarbeiten , welche die schützende Deckschicht 
nachteilig verändern können.

· Verbot der Verwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln und 
flüssigem Hofdünger.

Grundwasserschutzzonen S3:

· Verbot industrieller und gewerblicher Betriebe, von denen 
eine Gefahr für das Grundwasser ausgeht.

In den Zonen S3 sind Landwirtschaft und Wohnhäuser zugelassen. 
Es sind jedoch Auflagen zu erfüllen, die insbesondere die Lagerung 
von wassergefährdenden Produkten betreffen.

Der Materialabbau ist in allen Grundwasserschutzzonen S ver-
boten.

4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Ortsplanung

Der Vermerk in der Ortsplanung hat zum Zweck, die Eigentümer 
oder etwaigen Investoren über die für die verschiedenen 
Grundwasserschutzzonen geltenden Bau- oder Nutzungs-
beschränkungen zu informieren.


